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friedigt läßt , muß man für ſämmtliche Bundesſtaaten von vorn

herein allerdings feſthalten . Aber um definitive Beſchlüſſe
über ſolche Sondervereine zu faſſen , hat man die Ergebniſſe
der Frankfurter Verhandlungen abzuwarten , um mit zureichen —
der Sicherheit die Lage beurtheilen zu können , in welche Stel —

lung man ſich begibt . Welche Schritte in ſolcher Lage man zu

einſtweiligem theilweiſen Vollzuge der Union in der fortdauern⸗
den Hoffnung einer wirkſamen Anziehungskraft thun mag , ſo

dürften wir alſo in den hierüber zu treffenden Verabredungen
keine unwiderruflichen Verpflichtungen übernehmen , wenn

wir vermeiden wollen , in die berührte nachtheilige Stellung
zu gerathen .

O.

Vor der Hand erwarten wir nicht , daß , was uns Frankfurt

gibt , eine Verfaſſung , wie ſie der Münchener Entwurf will ,
ſeyn könne . Er tritt ſchon in dem erſten Abſatze ſeines erſten
Artikels einer der begründetſten Forderungen entgegen , wozu
die völkerrechtliche Vertretung ſämmtlicher deutſchen Staaten

gegen außen , ausſchließlich durch ein gemeinſames Organ ohne
Zweifel gehört . “) Wir wollen mannigfaltige andere Bedürfniſſe ,
die der Münchener Entwurf unbefriedigt läßt , nicht aufzählen ;
aber nicht unterlaſſen dürfen wir , des ſchmerzlichen Eindruckes

zu gedenken , den dieſer Entwurf insbeſondere durch ſeinen , die

verfaſſungsmäßige Gleichberechtigung der Fürſten und Staaten

verletzenden Vorſchlag weithin hervorbrachte . Er vergaß , daß,
wenn Baden nach Recht und Billigkeit Liechtenſtein gleichge⸗

) Das Geſandtſchaftsrecht aller Einzelſtaaten wäre zu wahren ,
wenn ſie die Sicherheit ihrer Exiſtenz in dem Syſtem des europäiſchen
Gleichgewichts zu ſuchen hätten . Sie müſſen dieſe Sicherheit aber in
der Rechtsverfaſſung Deutſchlands ſuchen und finden , wenn von einer
nationalen Einheit und Unabhängigkeit Deutſchlands in Wahrheit die
Rede ſoll ſeyn können .
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ſtellt werden ſoll , nach dem Maaßſtab ſtatiſtiſcher Bedeutung

Sachſen , Hannover und Würtemberg auch keine höheren An⸗

ſprüche machen dürfen , und daß Baiern , wenn es den Fürſten⸗

thümern Waldeck oder Lippe gleichgeſtellt würde , nach jenem

Maaßſtab verhältnißmäßig noch weniger als Baden herabge —
drückt wäre .

Die deutſchen Fürſten und Völker können keine Bundesre⸗

gierung wollen , in welcher die vier kleinen Königreiche die

Mehrheit bilden und daher die entſcheidende Stimme führen .

Bereit , der Einheit , Stärke und Größe Deutſchlands jedes

Opfer zu bringen , werden ſie ſich zu Gunſten der vier Könige

zu keinen Conceſſionen verſtehen , welche nur die Macht des

Partikularismus verſtärken würden . Insbeſondere wird Ba⸗

den gegenüber von Sachſen , Hannover und Würtemberg , ſei⸗
nem guten Recht vertrauend , beharrlich ſeine Gleichberechti —

gung behaupten , deren natürliche und hiſtoriſche Bedingungen
in vollem Maaße vorhanden ſind .

Wir können eine glückliche , vollkommen befriedigende Löſung
der ſchwierigen Aufgabe der Neugeſtaltung der Geſammtver —⸗

faſſung nur von dem Einverſtändniß der beiden deutſchen Groß⸗

mächte erwarten .

In ihre Hände hat die Vorſehung die Macht und daher auch
den Beruf gelegt , die Geſchicke Deutſchlands zu leiten .

Von ihrer wechſelſeitigen Verſtändigung hängt zunächſt die

vollſtändigſte Befriedigung des erſten und dringendſten unſerer
nationalen Bedürfniſſe ab , das wir in der feſten Einigung aller

Elemente deutſcher Kraft , im Intereſſe der Größe und

Macht des geſammten Deutſchlands gegenüber dem Auslande

erblicken , da alles Glück innerer Entwickelung ohne vollkom⸗

menen Schutz nach außen prekär bleibt , die nationale Unab⸗

hängigkeit das höchſte Gut , ihre Schmälerung in irgend einer

Form die unerträglichſte Demüthigung , ihr Verluſt das höchſte

Unglück iſt , und wir keine bedeutende Elemente deutſcher Macht

verlieren können , ohne andern größern Völkern gegenüber in

eine minder günſtige Stellung zu gerathen , oder nach den Um⸗

ſtänden zu dauernden Anſtrengungen genöthigt zu werden ,
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welche den Wohlſtand der deutſchen Länder untergraben und die

Urſachen innerer Gährungen verſtärken .
Von der Verſtändigung der beiden Großmächte hängt über —

haupt die Einigung Deutſchlands in dem Umfang und in der

Innigkeit ab , welche die raſche Entwickelung der Wohlfahrt des

geſammten Vaterlandes in den mannigfachſten Beziehungen

bedingen .

Liegen aber in den gegebenen Verhältniſſen und in der Na —

tur der Sache etwa Schwierigkeiten , welche die allſeitig befrie —

digende Vermittelung der Bedürfniſſe der Geſammtheit und

der beſondern Anſprüche und Intereſſen einer jeden der beiden

Mächte als unerreichbar betrachten laſſen und ſollten unſere

ſchönſten Hoffnungen an dem Dualismus ſcheitern müſſen , der

unſere ganze Geſchichte durchzieht ? Wir glauben nicht !
Wir halten — mögen es uns Manche , die anders denken ,

verzeihen — dieſen Dualismus für kein Unglück . Trage man

ihm nach beiden Seiten hin gebührende Rückſicht und unſer

theures gemeinſames Vaterland wird ſich wohl dabei befinden .
Er wird ſich nur wohlthätig erweiſen , wenn naturgemäße Be —

ſtrebungen ihren Ruhepunkt gefunden .
Wir ſtützen unſere Hoffnung , daß die erneuerten Verſuche zu

dem Grundgedanken der preußiſchen Vorſchläge und der Frank —

furter Aufſtellung zurück und ſofort zum erwünſchten Ziele füh —
ren dürften , gerade auf die Betrachtung der Natur der gegebe —
nen Verhältniſſe , ohne in der wechſelſeitigen Stellung , die ein —

ander gegenüber die beiden Großmächte im Augenblick noch be —

haupten , nachhaltige Schwierigkeiten zu erblicken . Wir finden
in ihren Anſprüchen keine unauflöslichen Widerſprüche .

Oeſterreich wird ſeine Rechte an Deutſchland , und Deutſch —
land ſeine Rechte an Oeſterreich nicht aufgeben . Oeſterreich

kann und wird ſich nicht aus Deutſchland verdrängen laſſen ,
was im richtigen Verſtändniß der Sache auch die Kleindeut —⸗

ſchen nicht wollen und nicht wollen können .

Preußen wird von der Stellung , die es in ſeiner Entwicke⸗

lung genommen und in der ihm die Macht der Thatſachen zur
Seite ſteht , nicht zurücktreten ; die Anſprüche , die es ſich durch
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ſeine Haltung und ſeine Leiſtungen in der letzten verhängniß⸗
vollen Zeit auf Anerkennung und weithin auf die Dankbarkeit

der deutſchen Völker erworben , nicht fallen laſſen .

Sollten ſich aber die wechſelſeitigen Anſprüche der beiden

Mächte nicht leicht vermitteln laſſen , wenn man ihre Berechti⸗

gungen nach den beiderſeitigen Intereſſen und nach den heiligen

Intereſſen des geſammten deutſchen Vaterlandes richtet und

mißt ?

Wir vermögen in ihren Zuſtänden , in ihren wechſelſeitigen

Verhältniſſen und in ihren Beziehungen zu fremden Staaten

in der jetzigen Weltlage auch nicht die geringſten Keime oder

Anläſſe zu einem Zwieſpalt ihrer äußern Politik nachzuweiſen .

Dagegen iſt kein Zweifel , daß Oeſterreich mit Deutſchland
in mannigfaltigen Beziehungen gemeinſchaftliche Intereſſen

haben , und hiezu namentlich die auswärtige Politik , die Erhal⸗

tung des innern Friedens und der äußern Sicherheit des Ge⸗
ſammtvaterlandes , und die Kriegsverfaſſung gehören .

Aber eben ſo wenig iſt es zweifelhaft , daß das übrige Deutſch⸗

land gemeinſame Angelegenheiten und Bedürfniſſe hat , welche

Oeſterreich wenig oder in keiner Weiſe berühren und in das

Gebiet der allgemeinen Geſetzgebung und der innern Verwal⸗

tung gehören .

Man weiß , daß die Beſtandtheile der im Ganzen wohlab —

gerundeten oͤſterreichiſchen Monarchie unter ſich und daher noch

mehr in Vergleichung mit andern deutſchen Ländern , eine große

Verſchiedenheit darbieten , und ihre koloſſale Verwaltung allein

ſchon mehr Kräfte in Anſpruch nimmt , als die Verwaltung des

ganzen üͤbrigen Deutſchlands . Man kennt die großartige Miſ—⸗

ſion , die es als europäiſche Großmacht erſten Ranges in geſon⸗

derter Stellung zu erfüllen berufen iſt .

Man weiß , daß die Homogeneität der Zuſtände der übrigen

deutſchen Länder außer Oeſterreich , ihre vielfach verſchlungene

Lage , die geographiſche Zerriſſenheit des Staatsgebietes ſelbſt

der größten derſelben geſtatten und verlangen , den Kreis ge⸗

meinſamer Beſtrebungen zum gleichen Vortheile Aller ſehr weit
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zu ziehen und die Leitung dieſer gemeinſamen Angelegenheiten
eine weit umfaſſende Aufgabe ſeyn würde .

Dies vorausgeſetzt , ſollte man meinen , daß eine Unterſchei —
dung der verſchiedenen Zwecke der erſehnten Einigung und des

gleichen oder geringern oder mangelnden Intereſſes Oeſter —
reichs an deren gemeinſamer Erſtrebung eine Verſtändigung
der beiden Großmächte über ihren überwiegenden Einfluß auf
die Leitung der Geſchicke des Geſammtvaterlandes und über

ihre Stellung an der Spitze der deutſchen Staaten weſentlich
erleichtern dürfte .

Sind Oeſterreich ſeine Rechte , ſein Einfluß in allen Bezie —
hungen , in welchem ſeine Intereſſen weſentlich berührt werden ,
geſichert , ſo werden ſich noch eine Reihe von gemeinſamen In —

tereſſen der übrigen deutſchen Länder herausſtellen , die ſich zur
Aufnahme in die Zwecke eines engern ſtaatlichen Vereins dar⸗
bieten . Wenn aber in allen jenen Beziehungen , in welchen die

beſondern Verhältniſſe des Kaiſerſtaats eine wirkliche Ge⸗

meinſchaft mit dem übrigen Deutſchland abweiſen , wenig⸗
ſtens das Bedürfniß wechſelſeitiger Annäherung vorhanden iſt,
ſo kann dieſem Bedürfniſſe durch beſondere Vereinbarungen ge—⸗
bührende Rechnung getragen werden , zur Verſtärkung des ge⸗
meinſamen Bandes und zur Erhaltung und Belebung des Ge—⸗
fühles nationaler Zuſammengehörigkeit .

Die Alternative , einerſeits zwiſchen einem weitern , Oeſterreich
umfaſſenden Bunde und der gleichzeitigen Begründung eines

engern , alle übrigen deutſchen Länder außer Oeſterreich umfaſ —
ſenden Bundesſtaates , anderſeits der Münchener Aufſtellung oder
einer ähnlichen Grundlage , iſt zugleich die Alternative zwiſchen
einer vollſtändigen und einer nur theilweiſen und weitaus un —
genügenden Befriedigung unſerer nationalen Bedürfniſſe .

Die Mangelhaftigkeit läge zunächſt in dem beſchränkten Um⸗
fange der Zwecke , welche in den Kreis gemeinſamer Beſtrebun⸗
gen aufgenommen werden könnten , und wenn dieſer Kreis wei—⸗
ter gezogen werden wollte , als es ein in allen Theilen des
Ganzen aufgleiche Weiſe vorhandenes Bedürfniß wirklich ver⸗
langt , ſo würde ſie bald in Folge der Schwierigkeiten fühlbar
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werden , die geſtellte Aufgabe der Verfaſſung zu löſen und die

getroffenen allgemeinen Beſtimmungen fruchtbar zu machen .
Sollten aber , wie wir hoffen und wünſchen , die Frankfurter

Verhandlungen zu dem Grundgedanken der preußiſchen Vor —

ſchläge zurückführen , den wir als die ſicherſte Grundlage einer

Vermittelung der Anſprüche und Intereſſen einer jeden der bei⸗

den Großmächte und der Geſammtintereſſen Deutſchlands fort —
hin betrachten , ſo kann man eben ſo wohl von der Aufſtellung
der Verfaſſung des weitern Bundes , der die Verwirklichung
des in dem Berliner Entwurfe ( § . 1) ausgeſprochenen Vorbe —

haltes gewähren würde , als von dieſem oder dem Erfurter
Entwurfe ausgehen .

Der Augenblick mahnt , in eifriger Verfolgung jenes Zieles
nicht nachzulaſſen und den Bundesſtaaten , welche den Anſchluß
an das Dreikönigsbündniß verweigert oder davon zurückgetre —⸗
ten ſind , aufs neue die Hand zur Verſtändigung zu bieten .

Allerdings müßte man bereit bleiben , ſich Modifikationen
der Verfaſſung gefallen zu laſſen . “) Wird aber nie eine Ver⸗

*) Enthält ſie doch manche Beſtimmungen , deren Abänderung unbe—⸗

denklich , oder ſelbſt , wie namentlich ohne allen Zweifel die des §. 34,
ſehr erwünſcht wäre . In Bezug auf die Bildung der Zentralgewalt
treten verſchiedene Rückſichten ein , je nachdem es ſich von dem weitern

Bunde und dem engern Bundesſtaate zugleich , oder nur von einem

einzigen Bunde und der Konſtruktion ſeiner Gewalten handelt .
Was im Allgemeinen die Frage der einheitlichen Spitze oder des Di⸗

rektoriums in einem Bundesſtaate betrifft , ſo iſt zwar kein Zweifel , daß
dem Begriffe eines Bundesſtaates , der ſich aus monarchiſchen
Staaten bildet , ein Direktorium vollkommen entſpricht ; allein , wo

es die Erreichung weſentlicher Zwecke im Leben gilt , muß die Sicher —

heit ihrer Erſtrebung mehr gelten , als die Konſequenz der Prinzipien .
Das Bedürfniß einer einheitlichen Leitung iſt unverkennbar überwie —

gend ; von der bloſen Präſidialfunktion des Vorſtandes eines Direk —

toriums bis zu der Ausſtattung des Vorſtandes mit allen Prärogati —
ven der vollziehenden Gewalt liegen aber mannigfaltige Abſtufungen

und Kombinationen . Nur woes auf raſches und kräftiges Handeln

ankommt , muß die Beſchränkung der Befugniſſe der einheitlichen Exe⸗

kutivgewalt immer nachtheilig wirken .
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faſſung erdacht werden können , von der ſich behaupten ließe,
daß nur in ihr allein Glück und Heil zu finden ſey , ſo wird

man auch von vorne herein Modifikationen um ſo weniger un⸗

zuläſſig erklären , als ein definitiver Abſchluß von erneuerter

parlamentariſcher Berathung in erweiterter Verſammlung ab⸗

hängig bliebe .

Hätten wir in den Ergebniſſen der Frankfurter Verhandlun⸗

gen ein Werk zu begrüßen , das im Weſentlichen den wahren

Bedürfniſſen des geſammten deutſchen Vaterlandes entſpräche
und die Wege zu allmähligen Verbeſſerungen etwaiger Mängel

frei ließe , ſo würde der Zweck des Dreikönigsbündniſſes und

das Ziel der Erfurter Verhandlungen erreicht ſeyn .

Sollten die Frankfurter Verhandlungen dagegen zwar zu

einem definitiven Ergebniſſe führen , aber weſentliche Bedürf⸗

niſſe unbefriedigt laſſen , ſo wäre zu erwägen , welche Zwecke

unſeres Staatslebens wir auf dem Wege beſonderer Verabre⸗

dung oder eines engern Vereines zu verfolgen hätten . Form

und Grundlage ſolcher beſonderen Vereine würden von den

durch die allgemeine Verfaſſung Deutſchlands begründeten Zu⸗

ſtänden abhängig bleiben , und ein Sonderbündniß dürfte uns

in keine Stellung bringen , welche unſern Anſprüchen auf

Gleichberechtigung mit den kleinen Königreichen nachtheilig

ſeyn könnte .

Führen die Frankfurter Verhandlungen zu keinem Ziele und

muß man in Erwartung endlicher Verſtändigung zur einſtwei⸗

ligen Bewahrung der wechſelſeitigen , aus den Verträgen
von 1815 abgeleiteten Rechte und Verbindlichkeiten ſämmtli⸗

Von der Art der Zuſammenſetzung und von den Beſtimmungenüber

die Wirkſamkeit eines Fürſtenkollegiums ſcheint uns das Bedürfniß

eines Staatenhauſes abzuhängen .

Für die Bildung von Kurien liegt die Regel in der Natur der Sache ,

daß keiner der einer Kurie zugetheilten Staaten in die Lage kommen

dürfe , in der Schlußfaſſung nach Stimmenmehrheit jedes möglichen

Wechſelfalls der entſcheidenden Kraft ſeiner Stimme zu entbehren .
Unter Staaten von ungefähr gleicher ſtatiſtiſcher Bedeutung ſind Alter⸗

nirungen für manche Fälle angemeſſen .
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cher Bundesſtaaten , unter Interims und Proviſorien verhar⸗

ren , ſo bleibt auch in Beziehung auf das Dreikönigsbündniß
Nichts übrig , als unter auflöslichen Vereinen oder Provi —

ſorien zu leben .

In den beiden letzten Fällen ( oder wenn überhaupt die gegen⸗

wärtigen Verhandlungen zu Frankfurt nicht befriedigend aus⸗

fallen ) wird uns immer das große Ziel der innigern ſtaatlichen
Einigung Deutſchlands unverrückt vorgeſteckt bleiben . Baden

dürfte , um ſeinem bisherigen Verhalten in der deutſchen Sache
treu zu bleiben , nicht nur ſeine fortdauernde Verbindlichkeit
ausſprechen , in den , im Berliner Entwurf ( §. 85 ) in Ausſicht
geſtellten Bundesſtaat , ſobald er in ſeinem ganzen Umfange
verwirklicht werden kann , einzutreten , ſondern zugleich ſich zum
voraus bereit erklären , jeder Modifikation der entworfenen
Reichsverfaſſung unter alleinigem Vorbehalt ſeiner Gleichbe⸗
rechtigung mit den kleinen Königreichen ſeine Zuſtimmung zu

ertheilen . Der Krone Preußen bliebe es aber überlaſſen , jede

günſtige Gelegenheit zur Wiederaufnahme der Verhandlungen
zur Verwirklichung des in Ausſicht geſtellten Bundesſtaats zu

benützen .

Für die kleinern Staaten , welche ſich um preußiſche Provin⸗

zen gruppiren , mag das Bedürfniß vorhanden ſeyn , ohne Rück⸗

ſicht auf alle Eventualitäten der Zukunft alsbald in eine ſtaat⸗
liche Verbindung mit Preußen zu treten . In dieſem Falle be⸗

finden wir uns nicht . Immer muß das Geſammtintereſſe
Deutſchlands , ſeine vollſtändige Einigung , der Leitſtern unſe⸗
res Verhaltens ſeyn .

Wie bereits geſagt , vermögen wir uns aber der Hoffnung
nicht hinzugeben , daß wir dem Ziele vollſtändiger Einigung ,
wenn es nicht ſogleich erreicht werden kann , durch die gleichbal⸗
dige Verwirklichung des engern Unionsſtaats näher rücken wür⸗

den , beſorgen vielmehr , daß eine definitive bundesſtaatliche Ver⸗

einigung aller Staaten , welche in Erfurt vertreten waren , min⸗

deſtens eben ſo leicht zu einer dauernden Spaltung führen
könne . Nur der Partikularismus ſetzt ſich dem Streben nach
Einigung Deutſchlands entgegen . Die Schwierigkeit wächst
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mit der Aufnahme der Mehrzahl der Einzelſtaaten in einen

Partikular - Bundesſtaat , dem , als einem einheitlichen Ganzen ,
im weiten Bunde nur noch Staaten gegenüber ſtünden , in

welchen nach allen bisherigen Erfahrungen der Partikularis —
mus tiefer wurzelt und die ſodann im weitern Bunde natur —

gemäß ebenfalls zu engern Bündniſſen hinneigen würden . In

ſolcher Weiſe würden wir zuletzt finden , daß uns die gewalti —
gen Bewegungen des Jahres 1848 zu einem ihrem Ziele ge —
rade entgegengeſetzten Ergebniſſe geführt hätten ?“) .

6 .

Die Gefahren , die uns ſeit den erſten Märztagen von 1848

bedrohten , waren gemeinſchaftliche für das geſammte Deutſch —⸗
land , ſowohl die politiſchen , welche aus dem Drängen nach
nationaler Einigung in vollſtändigem Umfang undin befrie⸗
digender Innigkeit entſpringen , als die ſozialen , welche in weit

verzweigten feindſeligen Beſtrebungen gegen die ganze geſell —
ſchaftliche Ordnung ſich offenbaren .

Dieſe Gefahren , denen wir vorübergehend unterlagen , ſind
für den Augenblick verſchwunden ; ſie können aber wiederkehren
und in natürlicher Wechſelwirkung ſelbſt noch wachſen , für die

Geſammtheit wie für uns , ſo lange das große Ziel der nationa⸗
len Einigung nicht erreicht iſt .

Die öffentliche Meinung wird nicht aufhören , ſie zu verlan —

gen , und einer fortdauernden , bald mehr , bald weniger lebhaf —

) Würde es in ſpäterer Zeit zu einer vollkommenen nationalen
Einigung kommen , ſo würden ſämmtliche Einzelſtaaten der Union ,
welche , der Unionsgewalt unterworfen , von ihr im weitern Bunde ver—⸗
treten wären , ſchwerlich mehr auf gleichen Fuß mit den übrigen Staa⸗
ten unterhandeln können . Die Analogie der Auflöſung der einzelnen
Zollvereine in einen größern iſt ganz unpaſſend , weil der Zollverein
nur ein auflösliches Vertragsverhältniß begründete und mit keiner
hoheitlichen Unterordnung verbunden war .
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